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Abstract:  
 
Funktionsfähiger Wettbewerb auf den europäischen Transportmärkten erfordert 
den diskriminierungsfreien Zugang zu den Verkehrsinfrastrukturen für sämtliche 
aktiven und potenziellen Anbieter von Verkehrsleistungen. Neben der Bedin-
gung der Diskriminierungsfreiheit gilt es aber gleichzeitig eine effiziente Allo-
kation der knappen Infrastrukturkapazitäten sowie die erforderliche Kostende-
ckung anzustreben. Bei steigender Nachfrage nach Verkehrsleistungen steigt 
gleichzeitig die Nachfrage nach Infrastrukturkapazität. Die Folgen sind erhebli-
che Stauprobleme auf einer Vielzahl von Flughäfen und Autobahnen. Aber auch 
die Schienennetze sind in Spitzenzeiten stark ausgelastet. In diesem Beitrag 
werden zunächst alternative Preissetzungs- und Qualitätsdifferenzierungsme-
chanismen zur Allokation knapper Infrastrukturkapazitäten aufgezeigt. Danach 
wird auf das Problem der Regulierung von Verkehrsinfrastrukturen eingegan-
gen, um einen diskriminierungsfreien Zugang zu den Infrastrukturen zu gewähr-
leisten und überhöhte Benutzungsentgelte zu vermeiden. 
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1.    Einleitung  
 
Der Personen- und Güterverkehr auf Straßen, Schienen, Schifffahrtswegen so-
wie in Luftkorridoren ist auf den ersten Blick sehr heterogen. Gemeinsam ist 
ihm allerdings, dass es sich um Verkehrsleistungen handelt, zu deren Bereitstel-
lung die Inanspruchnahme von Verkehrsinfrastrukturen erforderlich ist. Im  
Gegensatz zu den in der Vergangenheit üblichen sektorspezifischen Untersu-
chungen wird im Folgenden ein disaggregierter Ansatz gewählt, der zwischen 
drei Netzebenen unterscheidet (Knieps, 1996, 116): 

(1)  Verkehrsleistungen (Beförderung von Gütern und Personen mittels Zügen, 
Flugzeugen, Schiffen oder LKWs und PKWs); 

(2)  Verkehrskontrollsysteme (z. B. Flugüberwachung, Zugüberwachungssys-
teme, Leit- und Informationssysteme für den Straßenverkehr); 

(3)  Verkehrsinfrastrukturen (z .B. Gleisanlagen, Bahnhöfe, Straßen, Flug-
häfen). 

 
Diese Vorgehensweise ermöglicht es, die Potenziale des Wettbewerbs und den 
auch in Zukunft erforderlichen Regulierungsbedarf systematisch zu analysieren. 
Insbesondere lässt sich auf diese Weise das Problem des Zugangs zu den Ver-
kehrsinfrastrukturen mit Hilfe der modernen Netzökonomie disaggregiert unter-
suchen.  
 
Funktionsfähiger Wettbewerb auf den europäischen Transportmärkten erfordert 
den diskriminierungsfreien Zugang zu den Verkehrsinfrastrukturen für sämtliche 
aktiven und potenziellen Anbieter von Verkehrsleistungen. Neben der Bedin-
gung der Diskriminierungsfreiheit gilt es aber gleichzeitig eine effiziente Allo-
kation der knappen Infrastrukturkapazitäten sowie die erforderliche Kostende-
ckung anzustreben. Bei steigender Nachfrage nach Verkehrsleistungen steigt 
gleichzeitig die Nachfrage nach Infrastrukturkapazität. So hat beispielsweise in 
den letzten Jahrzehnten das Transportvolumen eine markante Ausweitung erfah-
ren. Die Folgen sind erhebliche Stauprobleme auf einer Vielzahl von Flughäfen 
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und Autobahnen. Aber auch die Schienennetze sind in Spitzenzeiten stark aus-
gelastet.  
 
Im Folgenden sollen deshalb zunächst alternative Preissetzungs- und Qualitäts-
differenzierungsmechanismen zur Allokation knapper Infrastrukturkapazitäten 
aufgezeigt werden. Danach wird auf das Problem der Regulierung der Zugangs-
bedingungen zu den Verkehrsinfrastrukturen eingegangen, um einen diskrimi-
nierungsfreien Zugang zu den Infrastrukturen zu gewährleisten und überhöhte 
Benutzungsentgelte zu vermeiden. 
 
 
2.   Die Allokation knapper Infrastrukturkapazitäten 
 
Bewirken Unteilbarkeiten beim Aufbau von Verkehrsinfrastrukturen eine voll-
ständige Nicht-Rivalität bei deren Inanspruchnahme, so ist die Erhebung von 
Benutzungsentgelten zum Zwecke der Allokation der Kapazitäten nicht sinnvoll. 
Es verbleibt demnach die Aufgabe, das gesellschaftlich erwünschte Investitions-
niveau festzulegen sowie dessen Finanzierung zu garantieren. Der Aufbau und 
Betrieb von Verkehrsinfrastrukturen wurde in der Vergangenheit denn auch in 
starkem Maße als Aufgabe des Staates angesehen, da es sich um öffentliche  
Güter handle, die von der öffentlichen Hand zu finanzieren seien.1

 
Sind Infrastrukturkapazitäten knapp, sind Benutzungsentgelte für Verkehrsinfra-
strukturen ein geeignetes Instrument zur Allokation dieser knappen Infrastruk-
turkapazitäten. Nur auf diese Weise lassen sich Stauprobleme und Kapazitäts-
engpässe aus ökonomischer Sicht sinnvoll lösen. Es ist dabei bei der Entwick-
lung von Preissetzungsstrategien von grundlegender Bedeutung, differenzierte 
Informationen über die Nachfrage nach Infrastrukturkapazitäten einzubeziehen. 
 
 

                                                 
1   Bereits im Jahre 1919 wurde vorgeschlagen, dass jeder Bürger einen Beitrag leisten 

solle, der seinem Grenznutzen aus der öffentlichen Investition entspricht; die Benut-
zung der Wegeinfrastruktur selbst sollte dagegen gebührenfrei sein (Lindahl, 1919, 
85-98). 
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2.1   Die Opportunitätskosten der Inanspruchnahme von knappen  
   Infrastrukturkapazitäten 
 
Gemeinsames Ziel der verschiedenen ökonomischen Preissetzungsmechanismen 
ist es, dass die Nachfrager nach Infrastrukturkapazitäten in ihrem Entschei-
dungsverhalten die Opportunitätskosten der Inanspruchnahme einer Infrastruktur 
möglichst umfassend berücksichtigen. Bei dem Begriff der Opportunitätskosten 
handelt es sich um ein grundlegendes Konzept der Mikroökonomie. Durch die 
Verwendung einer knappen Ressource (z. B. Arbeitskraft, Boden, Geldmittel) 
für einen bestimmten Zweck wird auf die Gelegenheit (= Opportunität) verzich-
tet, diese anderweitig einzusetzen. Beispiele hierfür sind entgangene Pachterträ-
ge, wenn Land für einen Anbau eingesetzt wird, Arbeitslohn, wenn Arbeitskraft 
für ein eigenes Geschäft eingesetzt wird, oder Zins, wenn Geld nicht unmittelbar 
für Konsumausgaben eingesetzt wird. Der Wert der bestmöglichen alternativen 
Verwendung einer Infrastrukturkapazität bestimmt die Höhe dieser Opportuni-
tätskosten. Diese sind zwar Bestandteil der Produktionskosten der mit diesen 
Kapazitäten bereitgestellten Leistungen, dürfen jedoch nicht mit den für die  
Bereitstellung der Verkehrsinfrastrukturinfrastruktur aufzuwendenden Kosten 
verwechselt werden. Angewandt auf die hier vorliegende Problematik der Inan-
spruchnahme knapper Infrastrukturkapazitäten bedeutet dies, dass zwischen den 
Produktionskosten der Ressource „Infrastruktur“ und den Opportunitätskosten 
von Infrastrukturkapazitäten für alternative Verwendungszwecke unterschieden 
werden muss. 
 
Die Höhe der Opportunitätskosten der Inanspruchnahme einer Infrastruktur 
hängt von ihrer Dimensionierung ab. Falls etwa auf einer zweispurigen Auto-
bahn der Verkehr sich gegenseitig erheblich behindert, so mögen diese Behinde-
rungen auf einer vier- oder sechsspurigen Autobahn sich erheblich reduzieren 
oder sogar ganz wegfallen. Knappheiten von Infrastrukturkapazitäten würden 
auf einen Schlag verschwinden, wenn die Dimension der Infrastruktur so groß 
wäre, so dass im Bereich der relevanten Nachfrage perfekte Nichtrivalität  
vorherrscht. Infrastrukturen in einem solchen Umfang sind allerdings aus 
volkswirtschaftlicher Sicht in der Regel ineffizient. Vielmehr ist die Interdepen-
denz zwischen kurzfristigen Allokationsentscheidungen auf der Basis optimaler 
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Benutzungstarife und langfristigen optimalen Investitionsentscheidungen aus-
schlaggebend. Optimale Benutzungstarife in Höhe der Opportunitätskosten der 
Inanspruchnahme der Infrastrukturen bei gegebenem Infrastrukturniveau haben 
die Funktion der Allokation vorhandener Kapazitäten. Da optimale Benutzungs-
entgelte zur Finanzierung der Infrastrukturen beitragen, stellen die Opportuni-
tätskosten das geeignete Bindeglied zwischen der Bepreisung der Inanspruch-
nahme und der Deckung der Gesamtkosten der Infrastruktur dar. Knappheitsori-
entierte Benutzungsentgelte tragen daher auch zur Erreichung des Finanzie-
rungsziels bei. 
 
 
2.2   Alternative Formen der Preis- und Qualitätsdifferenzierung 
 
Da die (kurzfristigen) variablen Kosten der Inanspruchnahme einer Infrastruktur 
lediglich die kurzfristige Preisuntergrenze darstellen, folgt aus der Gesamtkos-
tendeckungsbeschränkung die Notwendigkeit Preisdifferenzierungspotenziale 
auszuschöpfen.  
 
Preisdifferenzierung setzt unterscheidbare und stabile Differenzierungskriterien 
voraus (Knieps, 2008, Kapitel 10). Für die Tarifierung von Infrastrukturkapazi-
täten kann eine Vielzahl von Kriterien von Bedeutung sein. Im Folgenden sollen 
drei Instrumente zur Preisdifferenzierung betrachtet werden, die bei der Aus-
gestaltung von Benutzungstarifen für Verkehrsinfrastrukturen von besonderer  
Relevanz sind: Staugebühren, Spitzenlasttarifierung und zweiteilige Tarife.  
Darüber hinaus soll auch auf die Potenziale einer Qualitätsdifferenzierung von 
Verkehrsinfrastrukturen eingegangen werden.  
 
 
2.2.1  Staugebühren 
 
Viele aktuelle Vorschläge zur Lösung der Stauproblematik sind dadurch ge-
kennzeichnet, dass sie die ökonomischen Staukosten nicht explizit berücksichti-
gen. Darüber hinaus wird die Simultanität des Investitions- und Beprei-
sungsproblems oft vernachlässigt. Aber gerade hierin liegt ein Schlüssel, das 
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Problem der Überlastung von Infrastrukturen mit marktkonformen Mitteln zu 
lösen. 
 
Die Grundidee, Staus als Externalitäten aufzufassen, die etwa ein zusätzliches 
Fahrzeug allen anderen Fahrzeugen auf einer Autobahnstrecke auferlegt, führt 
unmittelbar zum Konzept der Externalitätskosten, das bereits seit Pigou (1952) 
bekannt ist. Die Verkehrsteilnehmer ignorieren im Allgemeinen den Schaden, 
den ein zusätzliches Fahrzeug in einem bestimmten Zeitpunkt den anderen Ver-
kehrsteilnehmern auferlegt, wie zum Beispiel längere Wartezeiten und längere 
Fahrzeiten. Es handelt sich um physische Externalitäten, die - im Gegensatz zu 
einer monetären Externalität - nicht über Marktpreise internalisiert werden  
können. Als Maßnahme bietet sich die Erhebung einer (zeitabhängigen) Stauge-
bühr in Höhe der Externalitätskosten an, die eine zusätzliche Fahrt allen anderen 
auferlegt. Nur dann ist garantiert, dass jedes Fahrzeug die vollen Kosten der 
Fahrt trägt. Die optimale Staugebühr reflektiert die kurzfristigen sozialen 
Grenzkosten einschließlich der Staukosten und stimmt folglich mit den Oppor-
tunitätskosten der Inanspruchnahme der Infrastrukturkapazitäten überein 
(Knieps, 2007, 42 ff.).  
 
Da etwa im Straßenverkehr unterschiedliche Benutzergruppen (LKW, PKW) 
unterschiedliche Staukosten hervorrufen, folgt hieraus bereits die Notwendigkeit 
unterschiedlicher Staugebühren. Sind Aufschläge auf die sozialen Grenzkosten 
zur Deckung der Gesamtkosten der Infrastruktur erforderlich, ergeben sich die 
Staugebühren mittels einer geeigneten Preisdifferenzierung. Es ist dann erfor-
derlich, zwischen den verschiedenen Benutzerkategorien (bzw. -klassen) mit 
unterschiedlichen privaten Kosten einer Fahrt (einschließlich unterschiedlicher 
Zeitkosten), unterschiedlichen Staukosten sowie unterschiedlichen Preiselastizi-
täten der Nachfrage nach Infrastrukturkapazitäten zu unterscheiden. Je niedriger 
die Preiselastizität einer Benutzerkategorie ist, umso höher fällt der erforderliche 
Aufschlag auf die sozialen Grenzkosten aus. Dabei handelt es sich um soge-
nannte zweitbeste lineare Staugebühren, die nach dem Ramsey-Preis-Prinzip 
ermittelt werden (Knieps, 2007, 52 ff.). 
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2.2.2  Spitzenlasttarifierung 
 
Systematische Nachfrageschwankungen über die Zeit (z. B. im Tagesverlauf, 
Wochenverlauf, saisonal) führen auf Märkten mit nicht lagerbaren Produkten 
zur Spitzenlastproblematik. Besonderes Charakteristikum bei Infrastrukturen ist 
die unterschiedliche Auslastung von Kapazitäten. Der Aufbau von Infrastruktur-
kapazitäten stellt ein Kuppelprodukt dar: Kapazität, die in der Spitzenlastperiode 
gebraucht wird, steht auch in der Schwachlastperiode zur Verfügung. Die auf 
Nachfrageschätzungen basierende Anwendung von Spitzenlasttarifierung führt 
zu auslastungsabhängigen Preisen. Insgesamt zielt dieses Preissetzungsverfahren 
auf die Deckung der Gesamtkosten ab. 
 
Spitzenlasttarifierung bedeutet, dass ein Anbieter für Varianten eines Erzeugnis-
ses, die hinsichtlich der räumlichen, leistungs- und mengenbezogenen Dimensi-
onen identisch sind, im Verlauf einer bestimmten zeitlichen Periode verschiede-
ne Preise verlangt. Der Fokus bei der Preissetzung muss daher weniger auf der 
Kosten-, sondern mehr auf der Nachfrageseite liegen. Angewandt auf die Prob-
lematik der Ausgestaltung von Benutzungsentgelten für Infrastrukturkapazitäten 
gilt, dass eine zeitliche Differenzierung von Staugebühren anzustreben ist mit 
dem Ziel, eine Glättung der Nachfrage nach Infrastrukturkapazitäten im Zeitab-
lauf zu erreichen.  
 
Optimale Spitzenlasttarifierung stellt ebenfalls eine Form der Preisdifferenzie-
rung dar (Knieps, 2008, 230f.). Bei Spitzenlasttarifierung ist die optimale Allo-
kation dann erreicht, wenn die Opportunitätskosten der letzten produzierten Ein-
heit gerade der Summe der Zahlungsbereitschaften aller potenziellen Nachfrager 
dieser Einheit entsprechen. Es ist in diesem Fall nicht möglich, die Opportuni-
tätskosten auf die einzelnen Nachfrager aufzuteilen. Der relevante Opportuni-
tätskostenbegriff bezieht sich auf die Produktion einer Einheit des öffentlichen 
Guts, nicht auf die Nutzung einer Einheit durch einen einzelnen Nachfrager. Die 
Opportunitätskosten sind unabhängig von der Inanspruchnahme durch die ein-
zelnen Nutzer und deren individuellen Zahlungsbereitschaften definiert und für 
alle Nutzer gleich. 
 



 7

Bei Spitzenlasttarifierung ist die optimale Allokation dann erreicht, wenn die 
vollen Opportunitätskosten einer zusätzlichen Kapazitätseinheit gerade der 
Summe der Zahlungsbereitschaften der beiden Nachfragegruppen (Spitzenlast 
und Schwachlast) für eben diese Einheit entsprechen. Die relevanten Opportuni-
tätskosten beziehen sich also auch hier nicht auf die spezifischen Nutzungen der 
beiden Nachfragegruppen, sondern auf die unteilbare Kapazitätseinheit als Gan-
zes, deren Opportunitätskosten nicht weiter auf die einzelnen Nachfrager bzw. 
Nachfragegruppen aufteilbar sind. Da aber die Zahlungsbereitschaften und da-
mit die Preise der beiden Nachfragegruppen im Optimum unterschiedlich sind, 
liegt eine Form der Preisdifferenzierung vor. 
 
 
2.2.3  Optionale zweiteilige Tarife 
 
Preisdifferenzierung kann unter bestimmten Bedingungen das Überleben eines 
Unternehmens überhaupt erst ermöglichen, falls ein einheitlicher (uniformer) 
Preis die erforderliche Kostendeckung nicht sichert. Ein zweiteiliger Tarif be-
steht aus einer Grundgebühr und einer variablen Preiskomponente. Werden 
zweiteilige Tarife optional neben einstufigen (linearen) Tarifen angeboten, hat 
der Nachfrager nach Infrastrukturkapazitäten die Wahl zwischen einer höheren 
variablen Nutzungsgebühr oder der Zahlung einer Grundgebühr und einer nied-
rigeren variablen Nutzungsgebühr.  
 
Ein aus volkswirtschaftlicher Sicht zentraler Vorteil optionaler zweiteiliger Tari-
fe gegenüber einstufigen Tarifen liegt darin, dass das Ziel der Deckung der fixen 
Kosten einer Infrastruktur erreicht werden kann, ohne durch erhebliche Auf-
schläge auf den variablen Preis die Nachfrage in starkem Maße abzuschrecken. 
Dadurch wird eine effizientere Allokation der Auslastung der Infrastruktur er-
möglicht. Zweiteilige Tarife stellen eine Form der Preisdifferenzierung dar, da 
sich die Preisunterschiede nicht nur auf Unterschiede der direkt zurechenbaren 
variablen Kosten einer Infrastrukturnutzung zurückführen lassen, sondern auch 
Nachfragegesichtspunkte zur Deckung der fixen Kosten der Infrastruktur mit in 
die Preisbildung einbezogen werden. 
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Zweiteilige Tarifsysteme sind in verschiedenen Netzbereichen mit signifikanten 
Fixkosten bereits seit langem etabliert. Beispiele hierfür sind Elektrizitäts-, 
Wasserversorgungs- und Telekommunikationsnetze, wo neben der Rechnung für 
den individuellen Verbrauch der Einheiten, auch Anschluss- und Grundgebüh-
ren erhoben werden. Besonders wichtig werden in Zukunft die so genannten Op-
tionstarife werden. Ausgehend von einem Einheitstarif, der über den Grenzkos-
ten liegt (zur Deckung der Fixkosten im Wettbewerb) ist es immer möglich, eine 
Pareto-Verbesserung durch Preisdifferenzierung zu erzielen, die alle Benutzer 
besser stellt (Willig, 1978). Die Lösung besteht in der Einführung eines zweitei-
ligen Tarifs mit einer fixen Grundgebühr und einem niedrigeren nutzungsabhän-
gigem Tarif. Große Nachfrager nach Infrastrukturkapazität werden einen 
zweiteiligen Tarif bevorzugen, während es sich für die kleinen Nachfrager u. U. 
nicht lohnt, die Grundgebühr zu zahlen. Um die kleinen Nachfrager nicht von 
der Infrastruktur auszuschließen, ist es daher erforderlich, diesen zweiteiligen 
Tarif optional anzubieten, damit die kleinen Nachfrager zum ursprünglichen 
Einheitstarif die Infrastrukturen benutzen können. 
 
Optimale Staugebühren sind bei konstanten Grenzkosten der Infrastrukturaus-
dehnung sogar in der Lage, die Infrastrukturkosten gerade zu finanzieren. Für 
den Fall steigender Grenzkosten der Kapazitätsausdehnung entsteht ein Defizit-
problem, das durch geeignete zweitbeste lineare Staugebühren gedeckt werden 
kann. Optionale, nicht-lineare zweiteilige Tarife zielen ebenfalls darauf ab, das 
Allokationsproblem und das Ziel der Kostendeckung der Infrastrukturen gleich-
zeitig zu lösen. Die Anreize eines optionalen, zweistufigen Preissystems, dass 
größere Nachfrager nach Infrastrukturkapazitäten alles versuchen werden, um 
diese möglichst intensiv zu nutzen – und damit auch verstärkt zur Auslastungs-
sicherung der Infrastrukturen beizutragen – lassen sich bei einem linearen Tarif-
system naturgemäß nicht aufrechterhalten.  
 
 
2.2.4  Qualitätsdifferenzierung 
 
Bei der Untersuchung des Stauproblems wird üblicherweise von der Annahme 
ausgegangen, dass die Kapazitäten einer Verkehrsinfrastruktur ein homogenes 
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Gut darstellen. Übernutzung führt hier zu einer für sämtliche Infrastrukturnutzer 
identischen Verschlechterung der Qualität in Form höherer Staukosten (Warte-
zeiten etc.). Wird beispielsweise als „Zugtrasse“ die Fahrwegkapazität bezeich-
net, die erforderlich ist, damit ein Zug zu einer bestimmten Zeit zwischen zwei 
Orten verkehren kann, so suggeriert dies, dass es sich bei Trassen lediglich um 
ein homogenes Rohprodukt handelt. 
 
Ein grundsätzlich anderer Ansatz geht davon aus, dass es sich bei einer  
Verkehrsinfrastruktur nicht um ein homogenes Produkt handelt, sondern dass 
vielmehr unterschiedliche Qualitäten der Kapazität und damit einhergehende 
Produktdifferenzierung eine zentrale Rolle spielen. Ein Beispiel hierfür ist die 
Produktdifferenzierung mittels unterschiedlicher Trassenqualitäten. Die Qualität 
des genutzten Trassennetzes ist abhängig von den Ausrüstungsmerkmalen der 
Schieneninfrastruktur (Oberleitung, Leit- und Sicherungstechnik, Anzahl Gleise 
etc.). Es sind zudem auch kapazitätssteuernde Maßnahmen erforderlich, um  
bestimmte Trassenqualitäten bereitstellen zu können. Hierzu zählen u. a. die 
Ausweisung von Vorrangstrecken für schnellen bzw. langsamen Verkehr oder 
Strategien zur Entmischung unterschiedlicher Verkehrsarten (z. B. Güter- und 
Personenverkehr, Fern- und Nahverkehr).  
 
 
2.3  Finanzierung der Verkehrsinfrastrukturen 
 
2.3.1  Marktkonformer Ausbau der Verkehrsinfrastrukturkapazitäten 
 
Das Problem der Knappheit von Infrastrukturkapazitäten würde – wie bereits 
dargelegt – verschwinden, wenn die Dimension der Infrastruktur hinreichend 
groß gewählt würde, so dass im Bereich der relevanten Nachfrage perfekte 
Nicht-Rivalität vorherrscht. Abgesehen vom Fall, in dem bereits eine minimale 
Infrastrukturgröße ausreicht, sind Infrastrukturen in einem solchen Umfang, dass 
perfekte Nicht-Rivalität vorliegt, in der Regel sozial ineffizient. Das Grundprin-
zip einer sozial optimalen Ausdehnung besteht vielmehr darin, den Infrastruk-
turumfang bis zu einem Niveau auszudehnen, bei dem die Grenzkosten einer 
zusätzlichen Investitionseinheit mit der Summe der Grenznutzen sämtlicher 
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Nutzer dieser Infrastruktur übereinstimmen. Mit anderen Worten, gemäß dem 
theoretischen Referenzpunkt gilt es anzustreben, die Grenzkosten der Kapazi-
tätserweiterung mit dem Nutzenzuwachs durch Reduktion der Opportunitätskos-
ten des Staus anzugleichen. In diesem Sinne sind die kurzfristigen Allokations-
entscheidungen auf der Basis optimaler Staugebühren durchaus kompatibel mit 
langfristigen optimalen Investitionsentscheidungen.  
 
Das Ausmaß der Kostendeckung bei einem gegebenen Infrastrukturniveau hängt 
dabei in entscheidendem Maße davon ab, ob zunehmende Skalenerträge beim 
Bau von Infrastrukturen vorliegen oder nicht. Im Einzelnen gilt, dass – falls 
konstante Skalenerträge beim Bau der Infrastruktur vorliegen – die optimalen, 
linearen Benutzungsgebühren genau ausreichen, um das optimale Investitionsni-
veau zu finanzieren; bei zunehmenden Skalenerträgen reichen solche Tarife 
nicht aus, um die mit dem Bau der Infrastruktur verbundenen Kosten zu decken; 
bei abnehmenden Skalenerträgen ergibt sich ein Überschuss (Mohring/Harwitz, 
1962). Falls zunehmende Skalenerträge beim Bau einer Infrastruktur vorliegen 
und folglich optimale, lineare Benutzungsgebühren die Investitionskosten der 
Infrastruktur nicht decken können, sollten – wie bereits gezeigt – preisdifferen-
zierende, kostendeckende Tarifstrukturen Anwendung finden (Ramsey-Preise, 
zweiteilige Tarife etc.).  
 
An dieser Stelle muss betont werden, dass es nicht ein einziges optimales Tarif-
schema gibt, das von einer zentralen Stelle aus angestrebt werden könnte. Viel-
mehr gilt es die Grenzen einer zusätzlichen Preisdifferenzierung im Sinne eines 
„Trial-and-Error“-Prozesses auszuloten. Die Grenze einer weiter gehenden Dif-
ferenzierung wird dann erreicht, wenn die Transaktionskosten für das Preis-
schema zu hoch werden, d.h. wenn die Kosten der Arbitragevermeidung die 
Vorteile einer Tarifverfeinerung überschreiten. Diese Grenze lässt sich jedoch 
nicht uniform bestimmen, sondern hängt von den jeweils herrschenden Verhält-
nissen „vor Ort“ ab. Als Konsequenz ist ein verkehrspolitischer Ordnungsrah-
men erforderlich, der die Suche der Infrastrukturbetreiber nach innovativen  
Tarifstrukturen nicht behindert.  
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2.3.2  Das Finanzierungsproblem defizitärer Verkehrsinfrastrukturen 
 
Sind Kapazitäten von Verkehrsinfrastrukturen aufgrund geringer Nachfrage im 
Überfluss vorhanden, so verlieren die Zugangspreise ihre Allokationsfunktion, 
wie diese von Marktpreisen üblicherweise wahrgenommen wird. Es existiert 
weder eine Verwendungskonkurrenz für bestimmte Kapazitätseinheiten noch 
entsteht das Problem lediglich diejenigen Nachfrager zu bedienen, deren Nach-
frage – gemessen an der gebotenen Kaufkraft – am dringlichsten ist.  
 
Im Gegensatz zu den Verkehrsinfrastrukturen mit knappen Kapazitäten erfüllen 
diejenigen Bereiche mit geringer Nachfrage aufgrund der Nicht-Rivalität bei der 
Inanspruchnahme der Verkehrsinfrastruktur die Merkmale eines öffentlichen 
Gutes. Es verbleibt demnach in den schwach genutzten Verkehrsinfrastrukturen 
die Aufgabe, dass gesellschaftlich (politisch) erwünschte Investitionsniveau 
festzulegen, sowie dessen Finanzierung durch die öffentliche Hand zu garantie-
ren. Hohe Fixkosten für die Bereitstellung von Verkehrsinfrastrukturen sind aber 
kein Argument an sich für unbeschränkte staatliche Subventionen. Insbesondere 
darf das Ausmaß der Subventionierung nicht dem Zufall überlassen bleiben. Er-
forderlich ist vielmehr die transparente Ausübung des Bestellerprinzips im poli-
tischen Prozess, beispielsweise defizitäre Strecken im Rahmen eines Ausschrei-
bungswettbewerbs zu finanzieren. Grundsätzlicher stellt sich die Frage nach der 
Investitionspolitik der öffentlichen Hand, insbesondere im Rahmen der Bundes-
verkehrswegeplanung (Aberle, 2003, 453ff.). Liegen Leistungen für die Allge-
meinheit vor, zum Beispiel in Form von regionalwirtschaftlichen Beiträgen, so 
sind die entsprechenden Teile der Kosten dem Staat zuzurechnen (Staatsanteil). 
Die verbleibende Finanzierungsanforderung für Infrastrukturbenutzungsgebüh-
ren ist im politischen Prozess festzulegen, wobei die bisherigen verkehrsbezoge-
nen Steuern durch Gebühren ersetzt werden sollten (Wissenschaftlicher Beirat, 
1999). 
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3.  Regulierung des Zugangs zu den Verkehrsinfrastrukturen  
 
Verkehrsinfrastrukturen ermöglichen aufgrund von Bündelungsvorteilen in 
Kombination mit irreversiblen Kosten das Auftreten netzspezifischer Markt-
macht. Die Regulierung dieser Marktmacht bleibt auch in geöffneten Märkten 
eine wichtige staatliche Aufgabe. Insbesondere muss vermieden werden, dass 
Marktmacht im Bereich der Verkehrsinfrastrukturen missbraucht wird, um den 
aktiven und potenziellen Wettbewerb auf den komplementären Verkehrsmärkten 
zu verzerren. 
 
 
3.1  Der monopolistische Bottleneck-Charakter von  
   Verkehrsinfrastrukturen 
 
Im Folgenden ist es von Bedeutung hervorzuheben, dass die Charakteristika von 
Netzstrukturen per se noch keine Marktmacht implizieren. Selbst wenn Bünde-
lungsvorteile und damit einhergehende Größen- und Verbundvorteile dazu  
führen, dass ein einziger Netzanbieter eine bestimmte Region kostengünstiger 
bedienen kann als eine Mehrzahl von Anbietern (d. h. im Falle eines natürlichen 
Monopols), liegt nicht automatisch ein Regulierungsbedarf vor (Knieps, 2008, 
Kapitel 2).  
 
Falls beispielsweise nur ein einziger Autobus zwischen mehreren Dörfern ver-
kehrt, impliziert dieser Bündelungsvorteil noch nicht Monopolmacht, da Gewin-
ne des aktiven Busunternehmers einen Konkurrenten auf den Plan riefen, der 
diese Strecken zu einem günstigeren Tarif bedienen könnte. Der bisher aktive 
Busunternehmer müsste dann seinen Bus auf anderen Strecken einsetzen. Er be-
sitzt kein Drohpotenzial, potenzielle Wettbewerber am Marktzutritt zu hindern. 
Gleichermaßen stellen der Betrieb von Flugstrecken oder die Bereitstellung von 
Eisenbahnverkehr in dünnbesiedelten Gebieten solche angreifbare natürliche 
Monopole dar. Die vollständige Wirksamkeit des potenziellen Wettbewerbs 
macht allerdings eine symmetrische Ausgestaltung der Zugangsbedingungen zu 
den komplementären Wegeinfrastrukturen (z. B. Flughäfen, Bahnhöfen, Schie-
nenwegen) erforderlich, so dass sämtliche aktiven und potenziellen Anbieter von 
Verkehrsleistungen gleich behandelt werden.  
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Stabile Marktmacht ist lediglich bei Vorliegen eines monopolistischen Bottle-
necks gerechtfertigt (Knieps, 2007, 155 ff.). Es handelt sich um solche Netz-
infrastrukturen, die nicht nur durch Bündelungsvorteile, sondern gleichzeitig 
auch durch irreversible Kosten gekennzeichnet sind. Irreversible Kosten sind für 
den eingesessenen Anbieter dieser Einrichtungen nicht mehr entscheidungsrele-
vant, wohl dagegen für die potenziellen Wettbewerber, da diese vor der Ent-
scheidung stehen, ob sie diese unwiederbringlichen Kosten in einem Markt ein-
setzen sollen oder nicht. Das eingesessene Unternehmen hat somit niedrigere 
entscheidungsrelevante Kosten als die potenziellen Wettbewerber. Hieraus er-
gibt sich ein Spielraum für strategisches Verhalten, so dass ineffiziente Produk-
tion oder Gewinne nicht mehr zwangsläufig den Marktzutritt von Konkurrenten 
zur Folge haben.  
 
Solche monopolistische Bottlenecks treten typischerweise bei erdgebundenen 
Netzen und Netzteilen auf, beispielsweise bei Verkehrsinfrastrukturen (Straßen, 
Schienenwegen, Bahnhöfen, Flughäfen etc.). Die Regulierung der Marktmacht 
in dieser Gruppe von Teilnetzen bleibt auch nach einer umfassenden Marktöff-
nung eine wichtige Aufgabe. Insbesondere muss vermieden werden, dass 
Marktmacht in diesen Bereichen missbraucht wird, um den aktiven und poten-
ziellen Wettbewerb in komplementären Netzteilen zu verzerren.  
 
 
3.2  Preisniveau-Regulierung der Zugangstarife 
 
Der Effekt einer totalen Verweigerung des Zugangs zu monopolistischen  
Bottlenecks kann auch erreicht werden, indem der Zugang zu untragbar hohen 
Tarifen bereitgestellt wird. Grundlegender Ansatzpunkt muss daher sein, die 
Regulierungsmaßnahmen strikt auf diejenigen Netzbereiche zu beschränken, bei 
denen Marktmachtpotenziale tatsächlich vorliegen. Eine Preis-/Gewinn-
Regulierung in den komplementären wettbewerblichen Märkten für Verkehrs-
leistungen würde gegen das Prinzip der minimalistischen Regulierungseingriffe 
verstoßen und die Ziele einer umfassenden Marktöffnung nachhaltig behindern. 
Eine Regulierung der Zugangstarife zu monopolistischen Bottlenecks darf folg-
lich nicht gleichzeitig zu einer Regulierung der Tarife in Netzbereichen ohne 
Marktmachtpotenziale führen.  
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Eine Regulierung sollte sich strikt auf die nachgewiesene Marktmacht in Bottle-
necks beschränken. Als Referenzpunkt sollte also die Deckung der Gesamtkos-
ten der Verkehrsinfrastruktur dienen. Die Regulierungsbehörden sollten hierzu 
die Unternehmen nicht auf eine ganz bestimmte Preisstruktur verpflichten. Dies 
würde die unternehmerische Suche nach innovativen Tarifsystemen behindern.  
 
 
3.3   Diskriminierungsfreier Zugang zu den Verkehrsinfrastrukturen 
 
Marktkonforme Benutzungsgebühren müssen einen diskriminierungsfreien Zu-
gang zu den Verkehrsinfrastrukturen gewähren. Es muss folglich auch sicherge-
stellt sein, dass mehrstufige Tarife keine tariflichen Diskriminierungstatbestände 
enthalten. Ein Diskriminierungsverbot ist nicht nur wettbewerbspolitisch ge-
rechtfertigt, sondern steht auch nicht im Konflikt zur Ausgestaltung volkswirt-
schaftlich erwünschter effizienter Preissysteme. Zweiteilige Tarife dürfen nicht 
selektiv angeboten werden, vielmehr müssen sämtliche Nachfrager ein diesbe-
zügliches Angebot optional als Alternative zu einem linearen Tarif erhalten. 
Darüber hinaus müssen kleine und große Nachfrager, unabhängig von der Wahl 
des Tarifs, bei der Zuweisung von Infrastrukturkapazitäten gleich behandelt 
werden.  
 
Gemäß dem wettbewerbsrechtlichen Konzept der Diskriminierung darf ein als 
marktbeherrschend eingestuftes Unternehmen die Wettbewerbsmöglichkeiten 
anderer Unternehmen in eine für den Wettbewerb auf dem Markt erhebliche 
Weise ohne sachlich gerechtfertigten Grund nicht beeinträchtigen. In dieser  
abstrakten Formulierung ist das Diskriminierungsverbot nicht nur wettbewerbs-
politisch gerechtfertigt, sondern steht auch nicht im Konflikt zur Ausgestaltung 
volkswirtschaftlich erwünschter effizienter Preissysteme. Das juristische Kon-
zept der Diskriminierung darf insbesondere nicht dazu verwendet werden, um 
volkswirtschaftlich erwünschte Preisdifferenzierungen zu untersagen. Diese Ge-
fahr entsteht u.a. deshalb, weil im angelsächsischen Sprachgebrauch das wett-
bewerbsneutrale ökonomische Konzept der Preisdifferenzierung ebenfalls als 
„price-discrimination“ bezeichnet wird. Preisdifferenzierung bedeutet, dass 
Preisunterschiede sich nicht nur auf Unterschiede bei einem Kunden direkt zure-
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chenbaren Kosten zurückführen lassen, sondern, dass auch Nachfragegesichts-
punkte mit in die Preisbildung einbezogen werden. Lange Zeit wurde Preisdiffe-
renzierung als Ausbeutungsinstrument von Monopolisten (miss-)verstanden und 
als wettbewerbsschädlich angesehen. Inzwischen hat sich jedoch in der Wettbe-
werbsökonomie die Erkenntnis durchgesetzt, dass – unabhängig von der 
zugrundeliegenden Marktform – Preisdifferenzierung oftmals eine wohlfahrtser-
höhende Wirkung besitzt und nicht nur die Produzenten, sondern auch die Kon-
sumenten besser stellt. 
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